
Bundessozialgaricht

2 EU37/90 . -Beschluß

in dem Rechtssheh

9ecoaaom.aobeneaaauuuaceownoeoeoeocoaooaooaoeeoooouoaef,

‚Klägerin und Besohwerdeführerin,

Pr'02€ßb@V01lmäflhtigt■z wocaol!Sno°;nocaöonaaounoauoßooo‚

g e g e n

Landwirtschaftliche Berufsgenosse■sohaft’Hessen»Nassau‚

'Kansel, Murhardstraße 18,

Beklagte und Beschwerdegegnerin,

Prozeßbevollmächtigter: „°„„„„„„.„„...‚.....„„„‚.„..‚.,

Der 20 Sanat des Bundessozialgerichts hat am 18' Juli 1990
durch den Vizepräsidenten "Prof„ Dr.

K’r
& s n e y sowie

die Richter w'i
@ s t e r und von w u 1 f f e n

beschlossen: '

Die Beschwerde der Klägerin gegen die Nichtzulassung der

Revision im Urteil des Hessischén Landessozialgerichts

vom 29° November_1989 wird als unzulässig verworfen‚
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G r ü n d e :

' Die Klägerin ist mit ihrem Begehren, wegen einer vorgeburtlich

eingetretenen_Hirnschädigung Leistungen aus der geset21ichen Una

fallversicherung zu erhalten, ohne Erfolg geblieben (Bescheid der

Beklagten vom-23„ März 1982_in der Gestalt des Widerepruohs-

beeoheidee
vom 24„ August 1982; Urteile dee Sozialgerichte 386»

vom 11„ Mai 1987 und des Lendeesozialgerichts —LSG« vom 29„ No—

vember 1989)„ Das LSG ist zu der Überzeugung gelangt, die geistié

ge Behinderung der Klägerin sei nicht mit der erforderlichen

Wahrscheinlichkeit auf das Schreckerlebnie ihrer Mutter während

den dritten Schwangerschaftsmonats im Juli 1966 zurückzuführen.

Insoweit sei den überzeugenden Ausführungen der Professoren

Dr„ w„ und Dr„ N„ - in deren Gutachten
vom 2‚ Februar

1982 und 28„ Augu3t 7986 (mit ergänzender Stellungnahme vom
>16„ Februar 1987) zu folgen, die eine frühkindliche Hirnsohädi—

gung durch das Schreckerlebnis_(Rettung der Rinder während eines

plötzlich eingetretenen Hochwassers) lediglich für möglich ge—

halten haben„ Auch Prof„ Dr„ R„ — und Prof. Dr„F„

hätten insoweit keine sicheren Aussagen machen können (Gutächten

vom 1M„ Oktober 1985 mit ergänzender Stellungnahme vom 16; Fe—
bruar 1987 und vom 23„ April 1986)„.Für die Annahme eines wahr—

3eheinlichen ursächlibhen Zusammenhangee reiche es jedenfalls

nicht aus, wenn andere Ursachen (ZB chromosomale Abweidhungen

oder Stoffwechselerkrenkungen) nach deren Ausführungen ausge«
sohloeeen werden könnten„ Dem stehe ua entgegen, daß bei etwa

#0 % der geistig behinderten Menschen die Krankheitsureeche trotz

sorgfältiger Untersuchungen nicht angegeben-werden könne‚

Mit ihrer hiergegen gerichteten Nichtzulassungsbeschwerde macht

die Klägerin geltend, das angefochtene Urteil beruhe auf einem

Verfahrenemangelg weil das LSG ihrem Antrag vom 18‚ Dezember 1987

auf mündliche Anhörung des Sachverständigen Prof. Dr. Re

_nicht gefolgt eei„ Hierzu hätte sich des LSG gedrängt fühlen

müssen, weil Prof„ Dr„ R„ und auch Prof° Dr. F, ' die

etreitentsoheidende Frage nach dem ursächlichen Zusammenhang
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3=„

zwicchcn dem 8chrcckcrlebnis und dcr vorgcburtlichcn Hirnschädiw

gung zumindest_cinschränkcnd.hcjaht hätten$ während die bcidcn

andancn Gutachten (Professoren Dr„ w‚ und Drm-N„ )

hierzu entweder keine Auncagc enthielten oder in Teilen nicht zu

verwerten scicn„ Din Rechtssache habe aber auch grundsätzliche

Bedeutung„ Im Falle einer (möglichen) vorgcburtlichcn Schädigung
' crgäbcn sich für den damaligen Nasciturus zwangsläufig Beweis—

nötco Insofern sei von grundsätzlicher Bedeutung, Ob die dllgc»

meinan Bewei3anfordérungcn“zugrunde gelegt werden dürften„ zu
vdcnken.sei vielmehr an Beweiserleichterungcn (zB Beweis des

ersten Anscheins ddcr lndizicnhcwcis), aber duch daran, daß in

derartigen Fällen die bloße Möglichkeit der Schädigung im Gegen»==

satz zur hinrcichcndcn WahrsChcinlichkcit genügc„

Die Beschwerde ist unzulässig„ Sie entspricht nieht den in 5 160

Abs 2 und % 160a Abs 2 Satz 3 das Sozialgerichtsgenetzes (SSG)

festgelegten Erforderninscn„

Zur Begründung der Grundsätzlichkeit einer Rechtssache iS des

8 160 Abs 2 Nr 1 SGG muß cine klärungsbedürftige Rechtsfrage auf—

gewcrfcn sein9 welche bisher rcvicicnsgerichtlich noch nicht

% ausreichend „ geklärt int (8 ua BSG SczR 1500 5 160 Nr 17)°

Demgemäß muß der Beschwerdeführer, welcher die grundsätzliche

Bcdcutung den Rechtssache darzulegen hat, aufzeigen, ob und ihm

wieweit zu der anfgcwcrfcncn Frage bereits Rnchtsgrundsätze hcrm

ausgearbcitct sind‚ und in welchem Rahmen noch eine weitere Aus“

gestaltung, Erweiterung oder Änderung dcrselbcn durch das Revim

sicnSgcricht erforderlich erscheint° Hierzu enthält die Beschwerm

debcgründung keine hinreichcndcn Ausführungen„ Insbesondere fehlt

es an jeglicher Auceinandcrsetzung mit denjenigen Entscheidungen,

in denen das Bundeäsozialgericht (BSG) grundsätzlich entschieden
' hat9 wclchc Anforderungen an die richterliche Überzeugungsbildüng

bei der Prüfung dcs ur3ächlichen Zusammenhanges zwischen einem

schädigendcn Ereignis und dem Leiden zu stellen sind (vgl grund»

‘lcgcnd BSG in 8023 RVO % 5ü2 &? Nr 20 und die zahlreichen
Nachweiac bei Brackmann, Handbuch der Sczialversichcrung,

l1„ Aufl‚ 3 2üül)„ Ebenscwenig hat dic Beschwerdeführerin diem

JLaw – Gesetze und Urteile
(mobile App)

JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de


jenigen Urteile beachtet‚ in denen den BSG für Fälle des Beweiam

nctstandee ausgeführt hat9 es hei ausnahmsweise gerechtfertigt,

eine Beweieerleichternng dahin zu
gewähren‚ daß an die Bildung

der richterlichen Überzeugung weniger hohe Anforderungen gestellt
werden (vgl BSGE 19, 529 56; bestätigt in BSGE 24, 25, 28 f und

im Urteil des 8° Senats des BSGvom 20„ Januar 1977 » 8 RU
M8/76 »)„ Danach hängt es von den Umständen des Einzelfalles ab,

welche
Anforderungen im Falle einen Beweienotstandes zu stellen

sind;
um den vorgeschriebenen Beweis als erbracht anzusehen„_ße°

mit hat des BSG zugleich entschieden, wie sich aus dem Gegen—

schluß ergibt9 daß eich eine Verallgemeinerung‚ wie sie die Be»

schwerdeführerin höchstrichterlich entschieden haben will, ver—

bietet (vgl BSG Beechluß von 2M„ Juli 1989 „ 2 BU 115/89 «).
Allgemeihgültige'Beweiserleichterungerichtlinién würden auch dem

“in 5 128 Abs 1_8atz 1 SGG verankerten Grundsatz der freien rich—
terlichen Beweiswürdigung widersprechen° Unabhängig hiervon hät

die Beschwerdeführerin auch nicht dargelegt, weshalb sich der

Beweisnotstand eines Naaciturus etwa von dem einen Versicherten

unterscheidet, dessen Krankheit ungeklärter Genese möglicherweise

auf einem bestimmten Unfallgeechehen beruhen kann;

Auchdie auf @160-AbsyäNr 3 iVm5 103sec gestütztéVerfahrens”
rüge ist nicht schlüssig dargelegt. Zwar bezieht sich die Kläge»

rin auf ihren em 18° Dezember 1987 gestellten Beweisantrag, dem

das LSG nicht gefclgt iat„ Dieeer Vortrag genügt aber nicht den4

Anforderungen; die an die Bezeichnung eines vom LSG zu berückm
sichtigenden Bewéisantragee

zu stellen sind° Der Senat hat hier2u

in etändiger Rechtsprechung entschieden, daß es jedenfalls_]

rechtekundig vertretenén_ßeteiligten obliegt, in der mündlichen.

Verhandlung alle diejenigen Anträge zur Niederschrift des Ge—'

richte zu stellen9 über die das Gericht entscheiden soll (vgl ua

'Beedhlüsse des Senats vom 3„ Oktober 1989 » 2 BU 173/89 „ und vom
26„ Feerer 1990 „ 2_BU 181/89 „)„ Ausweislidh der maßgeblichen

Sitzungsniederechrift vom 29archember'1989 hat der Prozeßhevcll«
mädhtigte der Klägerin keine Bewéisanträge„ sondern lediglich

einen_enf das Klegebegehren gerichteten Sachantrag gestellt.
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z.w } m

sawaiü die Kläg@rin darüber hinaus eine unzutreffenda B®W@ißw

würäigung dureä das Garicht rügt? führt diesg Rüge ebenfalls

nichä zur Zuläasigkait dar B@30hwerdeg denn äuf aine Varletzung‘

'
d@ß % 128 Abs ? Sätz ? SGS kann der geltend gemachte Verfahrens“

T“mangel nicht gestützt werdan (s % 160 Abs 2 Nr 3 2» Halbe SGG>«

Die Besohwevde war daheF als unzuläßsig zu Verwerfen (@ 169 SGG)„

Die K05tenantscheidung beruht auf der entsprechenden Anwendung

des % 593 SGG„
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